
             

 

 

Liestal, 27. Januar 2020 

 

Die Baselbieter BDP, CVP, EVP, FDP, glp und SVP lehnen die unnötige und 

kontraproduktive Mieterverbandsinitiative mit Überzeugung ab 

 

Wie der Bundesrat und das nationale Parlament äussern sich auch die Baselbieter Kantonalparteien 

BDP, CVP, EVP, FDP, glp und SVP deutlich gegen die Mieterverbandsinitiative und unterstützen das 

Komitee «Nein zur Mieterverbandsinitiative». Alle sechs Kantonalparteien sind überzeugt, dass die 

Einführung einer landesweiten 10 Prozent-Quote für gemeinnützige Wohnungen bei allen 

Neubauten zu starr und nicht zielführend ist. Eine Quotenregelung führt laut den Baselbieter 

Parteiexponenten in allen Kantonen und so auch im Baselbiet dazu, dass die Kantonsverwaltung die 

nationalen Vorgaben auf die Gemeinden zu verteilen hätte. Marc Bürgi, Präsident der BDP BL, ist 

überzeugt, dass durch die starre Vorgabe Gemeinden dazu gezwungen würden, in Wohnraum zu 

investieren, der dem tatsächlichen lokalen Bedarf widersprechen würde: «Eine Quote muss auch 

erfüllt werden, wenn gar keine Nachfrage nach Wohnungen gemeinnütziger Bauträger besteht. Um 

die Umsetzung der Quote und die Einhaltung der neuen Regelungen zu überwachen, müsste zudem 

ein bürokratischer Kontrollapparat aufgebaut werden. Dies führt dazu, dass Baubewilligungen noch 

komplizierter und Bauprojekte verzögert werden.» Silvio Fareri, Präsident der CVP BL, ergänzt: «Ein 

Anteil von 10 Prozent an neu erstellten Wohnungen für den gemeinnützigen Wohnungsbau bedeutet 

mindestens eine Verdreifachung im Vergleich zu heute. Der Bundesrat schätzt die Mehrkosten dafür 

auf 120 Millionen Franken pro Jahr – ohne Einrechnung der Kosten für die zu schaffenden 

Kontrollorgane von Bund und Kantonen, welche zusätzlich durch die Steuerzahlenden finanziert 

werden müssten.»  

Der Bund fördert den gemeinnützigen Wohnungsbau laut Martin Geiser, Präsident der EVP BL, 

bereits heute mit jährlich über 500 Millionen Franken: «Bei einer Ablehnung der Initiative wird der 

gemeinnützige Wohnungsbau zusätzlich gefördert. Das nationale Parlament hat beschlossen, dass 

der Bund bei einer Ablehnung der Initiative in den nächsten zehn Jahren eine Viertelmilliarde 

Franken in gemeinnützige Wohnungen investieren wird.» Saskia Schenker, Präsidentin der FDP BL, ist 

überzeugt, dass die Unterstützung auf Bundesebene umfassend genug ist: «In unserem 

föderalistischen Land ist es die Aufgabe der Kantone und der Gemeinden weitere Massnahmen zu 

ergreifen, denn nur sie kennen die regional sehr unterschiedliche Situation im Wohnungsmarkt. Wir 

wollen keine am Bedarf vorbei geplanten leeren Geisterüberbauungen, so wie wir dies von gewissen 

zentralistisch organisierten Ländern kennen.»  

Thomas Tribelhorn, Präsident der glp BL, stört sich auch an den negativen Folgen der Initiative auf die 

dringend notwendigen Fortschritte in der Umwelt- und Klimapolitik: «Vermieter, die ihre Häuser mit 

von der öffentlichen Hand subventionierten Programmen energetisch sanieren, dürfen bei einer 

Annahme der Initiative die Mieten nicht mehr erhöhen. Und dies obwohl eine energetische 

Sanierung deutlich mehr kostet als die erhaltenen Subventionen. Das bedeutet, dass vielerorts nicht 

mehr in dringend notwendige energetische Sanierungen investiert wird. In Anbetracht des 



Klimawandels ist dies ein Rückschritt, wenn man bedenkt, dass die Gebäude für einen Viertel der 

CO2 Emissionen der Schweiz verantwortlich sind.»   

Gegen die Initiative spricht laut Dominik Straumann, Präsident der SVP BL, auch ganz einfach der 

aktuelle Stand an Leerwohnungen in der Schweiz: «Noch nie standen in den letzten 20 Jahren so 

viele Wohnungen leer wie heute. Das Bundesamt für Statistik weist per 1. Juni 2019 schweizweit 

75’323 leerstehende Wohnungen aus. Verglichen mit dem Vorjahr hat die Anzahl Leerwohnungen 

um mehr als 3’000 zugenommen». 
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